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Telegraphiſche Depefchen und Nachrichten. 
London, 29. Juli, Nachm. Mit dem Dampfer „Hibernian“ 
eingetroffene Berichte aus New-York vom 19. d. melden, daß General 
Halleck in Waſhington erwartet wurde, um den Oberbefehl über die 
Unions⸗Armee Zu übernehmen. Mac Clellan und Pope behalten 
ihre gegenwärtigen Stellungen. Mac Clellan hatte Verſtärkungen 
erhalten. Präſident Lincoln hatte die Geſetzvorlage über die Con⸗ 
fiscation unterzeichnet. Der Congreß war am 17. d. vertagt worden. 

Ueber Cap Race eingetroffene Berichte aus Newyork vom 21. 
d. Mts. melden gerüchtsweiſe, daß die Conföderirten fic) zehu Meilen 
gegen Richmond hin, zurückgezogen hätten. Man verſichert, daß ein 
gepanzertes Widderſchiff der Conföderirten unter der Flotte der Unio⸗ 
niſten vor Vicksburg bedeutenden Schaden gethan, und ſich unter den 
Batterien des Forts vor Anker gelegt habe. 

Bern, 28. Juli. Die Regierung des Canton Teſſin hat dem 
Bundesrath einen Proteſt gegen jeden Gedanken einer Lostrennung 
don der Schweiz überſandt. Der Bundesrath hat der Regierung von 
Teſſin gedankt und ihr die Zuſicherung ertheilt, daß ſie auf die Unter⸗ 
ſlützung der geſammten Eidgenoſſenſchaft zählen könne. Die ſämmtli⸗ 
chen, auf Annexionsgelüſte Bezug habenden Aktenſtücke werden den Ge: 
ſandten der Schweiz in Turin und Paris zugeſtellt werden. 
Turin, 28. Juli, Abends. In der heutigen Sitzung der Depu⸗ 
tirtenkammer ſagte Sineo, es ſei nöthig, daß die Regierung und daß 
die Kammer über die in Betreff der Schweiz vom Miniſter ausgeſpro⸗ 
chenen und falſch interpretirten Worte ſich äußern. Ratazzi ſagte: 

ie Worte Durando's ſeien falſch verſtanden worden. Die Italiener 
und deren Regierung wollen die Integrität der Schweiz achten und 
die Macht derſelben begünſtigen; er habe nie den Wunſch für Tren⸗ 
nung vom Bundesterritorium ausſprechen hören. Der Miniſter habe 
nur einer Eventualität Erwähnung gethan, die gegen unſere Ideen 
und gegen unſere Wünſche fei. 
Am Donnerstag beginnt die Discuſſion über das Geſetz betreffend 
die neapolitaniſche Elſenbahn. - 

elgrad, 28. Juli. Das hier verbreitete Gerücht, Omer Paſcha nähere 
ſich, der Convention zuwider, der ſerbiſchen Grenze, hat ſeinen Grund darin, 
* einiges et . — Militär längs der bosniſch⸗ und bulgariſch⸗ſerbiſchen 
renze zur Beobachtung aufgeſtellt iſt. 
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Preußen. 
Landtags = Verhandlungen. 

29. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (89. Juli). 

Der Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr, Am Mini⸗ 
ſtertiſch: v. d. Heydt, Graf zur Lippe, v. Jagow und als Reg.⸗Commiſſar: 
Geh. Reg.⸗Rath Hegel. BER 

Der Präſident theilt zunächſt ein Einladungsſchreiben des Rectors der 
biefigen Univerfität zu der Feier des Geburtstages Friedrich Wilhelm III. 
am 3, Auguſt mit. ; ; . 

Die Berathung über den Tweſten ſchen Antrag wird fortgeſetzt (die Loge 
des Herrenhauſes tft vollſtändig leer). E — 
bg. v. Binde (Stargard): Er vermöge zwar nicht der Schlußfolge⸗ 
rung des Abg. Graf v. Bethuſy⸗Huc beizuſtimmen, daß bei e ee der 
Continuitit des Herrenhauſes auch alle in der jetzigen gemeinſchaftlichen 
Seſſion des Herrenhauſes gefaßten Beſchlüſſe null und nichtig fein müßten. 
Andererſeits werde man aber den gewöhnlichen Sprachgebrauch des Wortes 
„Vertagen“ im Art. 70 anwenden müſſen und ihn nicht wie die Commiſſion 
interpretiren dürfen. Der Artikel habe auch in dem Verfaſſungs⸗Entwurf 
der Nationalverſammlung, wie die Protokolle ihres Verfaſſungs⸗ usſchuſſes 
ergeben, gelautet: wenn die eine Kammer geſchloſſen wird, jo werden die 
Sitzungen der anderen Kammer ausgeſetzt. Vom Plenum ſei dieſer Artikel 
dann auch angenommen worden. Es habe alſo bei der Entſtehung des 
Artikel 70 Niemand an etwas Anderes als an „Vertagen“ im Sinne von 
Ausſetzen gedacht, und der Ausdruck „Vertagen“ fei nur gewählt worden, 
um auch dies als einen Alt königlicher Machtbefugniß erkennen zu lafien, 
Der Präcevenzfall, den der Bericht allegire, beſtätige dieſe Anſicht. 

Der Referent und der Abg. Tweſten hätten die Analogie dieſes Falles 
mit dem gegenwärtigen 3 da 1849 nicht Geſetzesvorlagen aus der 
einen Seſſion in die andere hinübergezogen worden ſeien. Es fei das aber 
allerdings geſchehen, nur erwähne es der Bericht nicht; nämlich die Bera: 
thung der Wechſelordnung und der bäuerlichen Erbfolgeordnung für die Bro: 
Ding Weſtfalen. Beide Geſetze ſeien im März 1849 eingebracht worden, 
nach der Vertagung von der erſten Kammer berathen, von der zweiten eben⸗ 
falls discutirt und von der Regierung ſchließlich publicirt worden. — Und 
die Reviſtonskammer habe Angeſichts dieſes Präcedenzfalles keine Legaldefini⸗ 
tion des Wortes „Vertagen“ für nöthig gehalten. In England gäbe es zwei 
Ausdrücke für Vertagen, von welchen der eine (prorogation) die Bedeutung 
„Vertagen“ im Sinne des Referenten, der andere (adjournment) „Vertagen“ 
im gewöhnlichen Sprachgebrauch bedeute. Wenn nun die deutſche Sprache 
nur einen Ausdruck für beide Begriffe enthalte, ſo könne man doch nicht, 
wie es die Commiſſion wolle, den Sinn des Wortes „Vertagen“ in dieſer 
Weiſe ſpalten. Auch die belgiſche Verfaſſung gebe keinen Präcedenzfall. Die 
dortige Verfaſſungs⸗Urkunde enthalte über die Vertagung eines Hauſes bei 
Auflófung des andern gar nichts, und doch habe der Senat im Jahre 1833 
nach dem Wiederzuſammentritt der Deputirtenkammer ſeine Arbeiten da 
„wieder aufgenommen“, wo fie bei der Auflöſung ſtehen geblieben. Nach 
der Entſtehungs⸗Geſchichte des Art. 70 der peußiſchen Verfaſſung und den 
vorgekommenen Präcedenzfällen ſcheine ihm alſo der beſte Beweis für die 
Ac ſeiner Auffaſſung geführt. Man habe gegen ſeine Anſicht den 
Art. 52 angeführt, welcher ausſpreche, daß der König nur einmal die erfte 
Kammer auf 30 Tage ohne ihre Bewilligung vertagen könne, und daraus 
pelctofien, daß hier das Wort „Vertagen“ einen anderen Sinn habe. Es 
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so age ferner, der Art, telle im Alineg 2 das Prinzi 
zeitigen Thätigkeit der Kammern auf; daraus ſchließe A a Agana 
eine Kammer aufgelöſt fei, die andere für geſchloſſen gelten folle, Die Prä⸗ 
miſſen ſeien aber bier falſch, da der allegirte Art. ausdrüclich die gleichzei⸗ 
tige Schließung beider Häuſer ausſpreche. Die Gegner legten eben einen 
gewiſſen Sinn in die Verfaſſung hinein, aus dem ſie dann ihre Meinung 
deducirten. Die ratio legis des Art. 77 Alinea 2 fei nur, daß keine Ram: 
mer tagen jet, während die eine geſchloſſen fei. Dies fei aber erreicht, 
wenn die erſte Kammer im Falle der Auflölung der zweiten nicht in Tha. 
tigkeit ſei. Hätte man eine vollſtändige Discontinuität haben wollen, nun, 
dann hätte man wohl ſchon in der Nationalverſammlung beſtimmt: wenn 
die eine Kammer aufgelsſt wird, muß auch die andere aufgelöſt werden. 
Auf den Ausdruck „eröffnen“, den der Abg. Tweſten angezogen, paſſe das 
Geſagte noch im höheren Sinne. Denn auch eine vertagte Kammer müſſe 
doch wieder eröffnet werden. Der Wortverſtand, die hiſtoriſche Entſtehun 
und der Zuſammenhang der Verfaſſung ſprächen alſo für ihn; aber au 
der Geiſt der Verfaſſung, auf den man ſich berufen, ſtehe ihm bei ſeiner 
Auffaſſung zur Seite. Es handle ſich um das Interpretationsrecht, und 
hierbei berule man fid) auf Savigny. Aber dieſer warne ausdrücklich vor 
einer Ausdehnung der Interpretation bis in das Gebiet des Geſetzgebens 
binein. Die behaupteten Unzuträglichkeiten wolle er nicht leugnen. Wenn 
man aber das Wort „Vertagen“ in feinem Sinne auffaſſe, fo fei das Her: 
renbaus auch verpflichtet, feine Sitzungen da aufzunehmen, wo es dieſelben 
unterbrochen. Unzuträglichkeiten der im Berichte angeführten Art könnten 
übrigens auch in den normalſten Zuständen eintreten, auch hier könnte das 
Abgeordneten⸗Haus durch Tod, Austritt u. ſ. w. von Mitgliedern dahin 
kommen, daß es bei zweiter Verathung einer Vorlage ganz anders gegen⸗ 
überſtebe, als bei der erſten Berathung derſelben. — Der Abg. Tweſten 
babe ſich ferner auf den Art, 64 der Verfaſſung berufen, wonach einmal vere 
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worfene Geſetze in derſelben Seſſion nicht wieder eingebracht werden könn⸗ 
ten. Das Abgeordneten⸗Haus hätte aber das Miniſter⸗Verantwortlichkeits⸗ 
Geſetz noch nicht verworfen; daher ſei auch die Deduction nicht richtig, daß 
wir nicht in die Berathung des Geſetzes eintreten könnten, weil es in dieſer 
Seſſion nicht wieder eingebracht worden ſei. Der Juſtizminiſter habe in 
der Commiſſion geſagt, der Regierung würde die Discontinuität angenehmer 
und bequemer geweſen fein, weil fie dann nicht gebunden geweſen wäre an 
die Vorlagen der frühern Regierung, und 3. B. bei Vorlage einer Kreis: 
ordnung erneute 5 hätte vorhergehen laſſen können. Er ſei nun 
allerdings nicht dieſer Meinung, und glaube nicht an dieſe „Unſchuld“ der 
Regierung, er glaube vielmehr, daß die Continuität ſehr bequem für die 
Regierung ſei, die jetzt das Odium des Verlaſſens der freiſinnigen Kreisord⸗ 
nung ruhig dem Herrenhauſe überlaſſen könne. (Heiterkeit. ) 

weck⸗ oder Unzweckmäßigkeit des Reſultates können hier nicht maßge⸗ 
bend ſein. Es handle ſich de lege lata, nicht de lege ferenda. Ueber die 
Nothwendigkeit der Aenderung ſei er mit der Regierung einverſtanden. Für 
den Ausnahmefall einer Auflöfung müſſe eine Vorkehrung getroffen werde n, 
um die Frage der Continuität feſtzuſtellen. Uebrigens werde die Fortdauer 
dieſer Continuität des Herrenhauses, obgleich er fie in einem ſolchen Falle 
nicht billige, niemals eine ſolche Tragweite haben, wie der Referent angege⸗ 
ben. Man folle doch das Miniſter⸗Verantwortlichkeits⸗Geſetz berathen und 
faſt einſtimmig verwerfen, das ſei beſſer, als wenn man ſich vor der Be⸗ 
rathung verſtecke. Auch dem Herrenhauſe, dem er ſonſt nie eine Conceſſion 
machen würde, müſſe man ſein Recht wahren. (Bravo rechts.) 

Abg. Behring (ſchwer verſtändlich): Damals, im Jahre 1849, bei dem 
ſogenannten Präcedenzfalle, habe die zweite Kammer kein Urtheil über den 
Beſchluß des Herrenhauſes gefällt; man könne alſo nicht wiſſen, ob es nicht 
gegen die Continuität ausgefallen wäre. (Redner unterzieht im Sinne des 
Kammer⸗Berichtes den Art. 77 der Berlin einer Prüfung, welche eben: 
falls zu dem Reſultate der Discontinuität gelangt.) Die Vorlage eines Ge- 
ſetz⸗Entwurfes hinge ja oft von der Stimmung ab, die das Miniſterium bei 
den Häuſern vorausſetze. Solche Vorlagen könnten doch nicht in andere 
Sitzungsperioden hineingezogen werden. : 

Abg. Oſterrath (gegen den Commiſſions⸗Antrag, den er ſchon in der 
Commiſſion bekämpft): Er wolle hauptſächlich der Anſicht entgegentreten, daß 
das Wort „vertagen“ hier nicht wörtlich interpretirt zu werden brauche. 
Gewiß müſſe das geſchehen, und da es ſich nicht um „Schließung“ der 
Sitzungen des Herrenhauſes, ſondern um Vertagung handle, fo ftebe die 
Continuität des Herrenhauſes in der jetzigen Seſſion feſt. Es handle ſich 
um eine innere Angelegenheit des anderen Hauſes, und er könne deshalb 
auch die Competenz des Abgeordnetenhauſes in dieſer Frage nicht anerken⸗ 
nen. Da nun gar die Regierung eine Geſetzes⸗Vorlage verheißen habe, um 
ähnlichen Streitigkeiten vorzubeugen, ſo hätte man beſſer gethan, dieſe Ver⸗ 
heißung abzuwarten. Praktiſche Folgen würde die Annahme der Continuität 
gar nicht haben, wenn nicht eben das Abgeordnetenhaus durch Zurückweiſung 
der dort jetzt berathenen Geſetzentwürfe ſtörend einwirke. Man könne es dem 
Herrenhauſe dann vielleicht nicht verdenken, wenn es eine Commiſſion nie⸗ 
derſetzte, um zu prüfen, ob das jetzige Abgeordnetenhaus wirklich aus der 
Majorität des Volkes hervorgegangen ſei. 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Wie ſich die königl. Staatsregierung 
zu der Frage geſtellt habe, das ſei ſchon aus den Worten der Thronrede 
klar geworden, worin das Herrenhaus aufgefordert fei, feine Geſchäfte wie: 
der aufzunehmen. Er habe bereits im andern Hauſe die Erklärung abge⸗ 
geben, daß die Competenz der beiden Häuſer, darüber zu beſchließen, nicht 
bezweifelt werde; er habe auch bereits im andern Hauſe erklärt, daß nicht 
Nützlichkeits⸗, ſondern Rechtsgründe die Regierung bei ihrer Entſcheidung 
geleitet hätten. Ein Zweifel über den Sinn des Wortes „vertagen“ könne 
nicht aufkommen. Der Begriff der Vertagung fei tein neuer, erſt in unſere 
Verfaſſung gekommener, ſondern ein alter, feſtſtehender; er finde ſich an ver: 
ſchiedenen Stellen der pra und habe überall dieſelbe Bedeutung. Die 
Vertagung könne aus verſchiedenen Gründen entitehen, fei fie aber einmal 
entſtanden, ſo ſei ſie dieſelbe. Nun ſolle die Continuität zu unlösbaren 
Verwickelungen führen; er habe bereits zugegeben, daß Unzuträglichkeiten 
entſtehen könnten, unlösbare Verwickelungen aber ſeien nicht zu erwarten. 
Der Referent habe ausgeführt, daß das Abgeordnetenhaus durch ſeine Auf⸗ 
9 577 annullirt fet; das fei richtig, mit der Auflöſung ſeien aber auch die 
Beſchlüſſe des Hauſes annullirt, und es könne das Herrenhaus nicht in die 
Berathung der Beſchlüſſe des aufgelöſten Abgeordnetenhauſes eintreten. Es 
könne nun nicht zugegeben werden, daß der Geſetzgeber ſich bei Bedienung 
des Wortes „verkagen“ in einem Irrthume befunden habe, denn aus der 
Verfaſſung gehe eher hervor, daß man einen Unterſchied zwiſchen Vertagung 
und Schluß gemacht habe. Er wolle auf eine Streitfrage, welche auch im 
engliſchen Parlamente ventilirt worden, zurückkommen. Nach der Thronbe⸗ 
ſteigung von Wilhelm und Marie wurde es zweifelhaft, ob diejenigen Steuern, 
mele dem Könige Jakob für feine Lebenszeit bewilligt waren, forterhoben 
werden könnten. Von der einen Seite wurde behauptet, daß die auf Lebens: 
zeit bewilligten Steuern auch dem in Frankreich lebenden Könige gezahlt 
werden müßten; dennoch wurde aber angenommen, daß die Vorausſetzung, 
mit der die Steuern bewilligt waren, auf die Regierung des Königs nicht 
mehr zutreffe, und wurden deshalb die Steuern von Neuem bewilligt. Es ſei 
auf die Grundſätze des conſtitutionellen Staatsrechts Bezug genommen; 
wenn dieſe Grundſätze ſo allgemein feſtſtänden, ſo würden alle Verfaſſungen 
nach ein und derſelben Schablone gemacht werden. 

So liege die Sache aber nicht, und da ſei es unſere Sache, daß die 
preuß. Verfaſſung in der Weiſe interpretirt werde, wie ſie ſich in Preußen 
herausgebildet habe. Abg. v. Vinde habe bereits auf den Präcedenzfall bin: 
gewieſen und damals fei auf keiner Seite das geringite Bedenken geltend 
gemacht worden. Am 26. März 1849 fet in der erſten Kammer ein Des 
ſchluß gefaßt worden, in Betreff der Reviſion der Verfaſſung, und am 8. Sep⸗ 
tember 1849, nach der Vertagung, ſei in Folge dieſes Beſchluſſes weiter fort⸗ 
gegangen worden. Nach ſolchen Vorgängen ſei die Regierung berechtigt ge: 
weſen, davon auszugehen, daß die Sitzungen des Herrenhauſes in der Con: 
tinuität geblieben ſeien. Eine ganz andere Frage fei es, ob die Continuität 
zweckmäßig fei, und die Regierung werde darüber ſich ihre Entschließung 
vorbehalten, ob in der nächſten Seſſion eine Geſetz⸗Vorlage einzubringen fet, 
dahin, daß bei der Auflöſung des erden die Sitzungen des 
Herrenhauſes geſchloſſen ſeien. — Abg. Reichenſperger (Beckum) für den 
Commiſſions⸗Antrag: Die bisherigen Verhandlungen in dieſem und im Her⸗ 
renhauſe hätten die Sache vollſtändig erſchöpft. Er wolle nur ſeinen eigenen 
Standpunkt erörtern. Vom ftreng richterlichen Standpunkte aus würde er 
ſich auf Seite des Herrenhauſes ſtellen. Er ſehe in der vorliegenden Frage 
keine Partei-, fondern eine bloße Interpretationsfrage. Je nachdem man 
die allegirten Beſtimmungen der Verfaſſung, namentlich den Art, 77 außer⸗ 
halb des Zuſammenhanges betrachte, werde ſich eine andere Auffaſſung er⸗ 
geben. Er ſchließe ſich der eitirten Anſicht Savignys an, man dürfe aber 
nicht vergeſſen, daß es ſich bei dieſem um ein Rechtſprechen im Sinne des 
„Mein und Dein“ gehandelt; hier handle es ſich aber um eine politiſche, 
nicht rein juriſtiſche Frage, die von einer politiſchen Körperſchaft entſchieden 
werden ſolle. (In der Diplomatenloge erſcheint Mr. Benſon der Präſident 
der Republik Liberia). Gin} Zweifel könne nicht in Abrede geſtellt werden. 
Wolle man nun interpretiren, ſo müſſe dies im Geiſte der Jerfaſſung ge⸗ 
ſchehen und zwar fo, daß ein neues Geſetz überflüſſig fei. Die vielen Un⸗ 
zuträglichkeiten, die unleugbar im Geſolge der Continuität ſeien, führten aber 
dann unbedingt zu der Anſicht der Commiſſion, und er trete ihr deshalb bei. 
— Abg. Pflücker: Er finde ih in vielen Hinſichten nicht in Uebereinſtim⸗ 
mung mit der Commiſſion und vielmehr in der Lage, den Ausführungen 
der Abgg. Oſterrath und v. Vinde beizutreten. Den richtigen Geſichtspunkt 
habe aber der Abg. Bering ins Auge gefaßt, indem er den Artikel 62 
allegirte. i 

„Dieſer beſtimme, daß der König gemeinſchaftlich mit den beiden Kammern 
die geſetzgebende Gewalt ausübe, woraus mit Nothwendigkeit ſich ergebe, 
daß ein von einem dieſer drei Factoren unternommener politiſcher Act fofort an: 
nullirt ſei, ſobald die Erneuerung eines dieſer Factoren eintrete. Aus die⸗ 
ſem Grunde könne das Abgeordnetenhaus in die Berathung der herüberge⸗ 
kommenen Geſetzentwürfe nicht eintreten. Er werde daher nicht aus den 
Gründen der Commiſſion, ſondern aus denen des Abg. Bering für den 
Comm.⸗Antrag ſtimmen. j 

Abg. Lette: Es werde ſich in dieſer 
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gejagt, der Abſolutismus fet der Vater der 3 Freiheit. Allerdings 
hätte namentlich der Abſolutismus der Hohenzollern den feudalen Adel ge⸗ 
brochen. Das Haus dürfe nicht in eine Verbal⸗Interpretation eingehen; 
es handle ſich um eine rein ſtaatsrechtliche Frage. Welchen Sinn hier der 
Ausdruck Vertagung habe, ergebe ſich aus dem Zuſammenhang reſp. Gegen⸗ 
ſatz der Art. 51 und 77. Der Schwerpunkt liege im Art. 77; Al. 2: „Beide 
Kammern werden gleichzeitig berufen, eröffnet, vertagt und geſchloſſen.“ Die 
Auflöſung ſei eine Appellation an das Land geweſen, und wenn die Krone, 
die Wirkung einer ſolchen Appellation nicht ganz abweiſen dürfe, ſo könne 
doch nicht das Herrenhaus ſich in unnahbarer Hohe halten und allen Einwir⸗ 
kungen des Landes verſchließen. Man könne ſchon deshalb die Vertagung 
des Herrenhauſes nicht in dem bloßen Sinn einer Ausſetzung der Sitzungen 
auffaſſen. Der Präcedenzfall von 1849 paſſe ſchon deshalb nicht, weil man 
ſich damals der Thatſache und ihrer Wirkung durchaus nicht bewußt geweſen 
ſei. Bei einem andern Präcedenzfall im Jahre 1852 habe ausdrücklich die 
1, Kammer auf ihrer Discontinuität beſtanden. Die Staatsregierung ent: 
kleide ſich auch hei der Continuität, wenn trotz der Aenderung der Regierung 
die Geſetzesvorlagen dieſelben bleiben, der Selbſtſtändigkeit, welche die Be⸗ 
dingung einer ſtarken Regierung fei. Deshalb ſtimme er für den Comm. 
Antrag. Der Schluß der Diskuſſion wird angenommen. 

Abg. Waldeck (zur perſönlichen Bemerkung): Abg. v. Vincke habe von 
der Verfaſſungs-Commiſſion der National⸗Verſammlung geſprochen. Dort 
ſei aber das Wort „vertagen“ vermieden und das Wort ausgeſetzt gebraucht 
worden. Als Redner dies auseinanderſetzen will, unterbricht ibn die Rechte 
durch Unruhe; auch der Vicepräſident Behrend glaubt die Grenzen der 
perſönlichen Bemerkung dadurch überſchritten zu ſehen. Abg. Waldeck: 
Er ſei nur einer an ihn gerichteten Aufforderung nachgekommen und ver⸗ 
zichte gern auf das Wort. — Es folgen noch einige perſönliche Bemerkun⸗ 
gen, bierauf eine kurze Empfehlung des Antrages durch ſeinen Urbeber, 
Abg. Tweſten: Die „Eröffnung“ im feierlichen Sinne des Art. 77 der 
Verf. durch Se. Maj. ſelbſt oder im allerhöchſten Auftrage ſpreche jedenfalls 
für eine neue Seſſion, und dieſe feierliche Eröffnung ſei am 19. Mai erfolgt; 
ferner ſei doch jedenfalls dies Haus der Abgeordneten ein neues und in 
einer neuen Sitzungsperiode; die Geſetzesvorlagen müßten alſo ibm auf's 
Neue vorgelegt werden. (Bravo) i 

Ref. Abg. Gneiſt: Das Citat des Juſtizminiſters aus Zaharid ſei nicht 
ganz richtig und beziehe ſich auf eine andere Angelegenheit. Sei das cine 
Rechtsgleichheit, wenn die Beſchlüſſe des einen Hauſes durch eine Auflöjung 
vollkommen annullirt würden, während die des Herrenhauſes als faits 
accomplis fortbeſtänden? — Das Haus müſſe darauf befteben, daß das 
Herrenhaus alle Geſetzes⸗ und Budget⸗Vorlagen in derſelben Seſſion de novo 
berathe und beſchließe, wie das Abgeordnetenhaus; dies fet der Kern der 
Sache. Für dieſen Fall gebe es noch keinen Präcedenzfall, der das Gegen⸗ 
theil befage, da 1849 kein geſetzgeberiſcher Beſchluß aus einer früheren Seſſion 
des Herrenhauſes in die folgende hineingezogen worden ſei; die vom Abg. 
v. Vincke angeführten Geſetzentwürfe ſeien im Herbſt 1819 nach der Wieder⸗ 
eröffnung der Kammern von beiden Kammern gleichzeitig berathen. — Das 
engliſche Oberhaus habe niemals eine ſolche Continuität des Hauſes präten⸗ 
dirt; es habe erklärt, daß der ſchwächſte Verſuch die ganze Verfaſſung von 
unten nach oben ändern würde. Auf Autoritäten müſſe man bei unſerem 
Staatsrecht zurückkommen. 

Was ſeien aber Autoritäten? Deutſche Staatsrechtslehrer, die ſich nur 
theoretiih mit der Frage beſchäftigt hätten? Der belgiſche Senat, der da⸗ 
mals noch ſo neu geweſen ſei, und der ſich nur mit Fragen zu beſchäftigen 
hatte, die gar nicht ſo weit gingen, wie die unſrige? Denn das Recht der 
Präſidentenwahl u. ſ. w. beſtreite man dem Herrenhauſe gar nicht, wohl 
aber die Continuitát in geſetzgeberiſchen und Budgetfragen. Ref. verlieſt 
die betreffenden Ergänzungen zu den Anführungen des Abg. v. Binde 
über jene Vorgänge, aus denen jeiner Anſicht nach ſicher hervorgeht, daß 
man in Belgien ganz von ſelbſt angenommen, daß legislative Vorlagen aus 
einer Sitzung nicht in die andere gezogen werden könnten. Er hoffe auf eine 
moͤglichſt ſtarke Billigung der ſtarken Gründe der Commiffion. Y 

Abg. v. Binde (perfónlid): Alles was der Ref. „mit großem Auf⸗ 
wand von Willen” über jene Verhandlung im belgiihen Senat geſagt, habe 
er ſelbſt bereits angeführt oder wenigſtens angedeutet. é 

Bei der Abſtimmung erbebt ſich fait das ganze Haus mit Ausnahme 
der Abgeordneten v. Malinkrodt, Plaßmann und Nachbaren, Abg. v. Vincke 
und feine Partei und der Fraction Bethuſy⸗Huc, v Goitberg u. ſ. w. für 
den Commiſſions⸗Antrag. y 

Der Präſident zeigt an, daß er den Beſchluß dem Herrenhauſe mit 
theilen werde. E 

Es wird hierauf die geſtern abgebrochene Budget⸗Berathung fortgeſetzt. 
Bei dem Etat für die Centralſtelle für Preßangelegenbeiten ergreift der 
Miniſter des Innern v. Jagow das Wort: Das literariſche Bureau werde 
von der Staatsregierung für nothwendig erachtet und ſei dazu beſtimmt, 
zunächſt eine referirende Thätigkeit zu entwickeln und demnächſt den Stands 
punkt des Miniſteriums im In⸗ und Auslande zu vertreten und überhaupt 
die Verbreitung derjenigen Thatſachen, deren Verbreitung die Regierung für 
nothwendig erachte, zu übernehmen. Die Thätigkeit der offiziellen Preſſe 
ſei, ſo lange die Verfaſſung beſtehe, für nothwendig erachtet, und es könne 
auch gar keinem Zweifel unterliegen, daß eine ſolche Thätigkeit ein dringen⸗ 
des Erforderniß ſei. Dieſe Thätigkeit ſei ſtets Angriffen ausgeſetzt und es 
werde eben ſo wenig in Abrede geſtellt werden können, daß ſie großen 
Schwierigkeiten unterliege. Die Mittel, welche hierfür im Etat ausgewor⸗ 


fen ſeien, ſeien verhältnißmäßig für den Zweck febr gering; die Regierung 


habe im Etat nicht mehr gefordert, als den früheren Ministerien bewilligt 
ſei. Es ſeien mit Bezug darauf beſtimmte Verpflichtungen übernommen 
und unter dieſen Umſtänden ſei es geradezu unmöglich, die Maßregeln, 
welche die Commiſſion vorſchlage, zur Ausführung zu bringen. Er glaube 
deshalb unter dieſen Umſtänden an das Haus den Antrag ſtellen zu müſ⸗ 
ſen, der Regierung in derſelben loyalen Weiſe die Mittel zur Dispoſition 
zu ſtellen, wie früher. 

Abg. v. Gottberg: Er trete dem Antrage der Comm nicht bei. Dies 
ſelbe habe aus der Forderung eine politiſche Frage, eine Frage des Ver⸗ 
trauens gemacht. Man ſehe daraus, auf welches Entgegenkommen das Mi⸗ 
nijterium von der linken Seite des Hauſes zu rechnen habe. Das Miniſte⸗ 
rium ſei dem Hauſe ſehr, vielleicht zu ſehr entgegengekommen, und hoffe er, 
daß daſſelbe nach dieſer Erfahrung mit ſeinen Zugeſtändniſſen künftig etwas 
karger jein werde (Heiterkeit). Er würde ſelbſt einer Forderung eines Mint: 
ſteriums dieſer (linken) Seite des Hauſes, wenn ſie nicht zu hoch ſei, zuſtim⸗ 
men; es fei das keine Sache des Vertrauens, Eins der Hauptmittel, feine 
Anſicht geltend zu machen, ſei die Preſſe. Man könne nicht immer Reden 
halten, wie in Frankfurt auf der Pfingſtweide — oder anderswo, denn er 
fei mit den Volksverſammlungen nicht fo beſonders bekannt (Heiterkeit) — 
deshalb bedürfe man der 1 Von der Wichtigkeit der Preſſe ſei Jeder 
überzeugt, deſto mehr müſſe man aber wünſchen, daß das Miniſterium von 
allen Aeußerungen der Preſſe Kenntniß erhalte; der Miniſter könne die Zei⸗ 
tungen nicht alle durchleſen. Die Comm. habe geſagt, das fei nicht nöthig; 
denn der Miniſter habe nicht einmal von den Wablagitationen Kenntniß er⸗ 
halten, die die Foriſchrittspartei als verwerfliche betrachte. Wieder dieſe un⸗ 
glücklichen Wahlen (Heiterkeit), die ſeien nicht fo wichtig, denn fie kämen ja 
nur alle drei Jahre vor und höͤchſtens, wenn eine Auflöſung erfolge 
(Heiterkeit). = F E 

Die Regierung müſſe aber auch Organe haben, welche unrichtige That⸗ 
ſachen widerlegen, welche die Anſichten des Miniſteriums vertreten. Poli⸗ 
liſche Zeitungen habe man genug, allein ſie verträten nicht eine beſtimmte 
politiſche Partei, wie z. B. die „Voſſiſche“ und „Spenerſche Zeitung“. Wenn 
nun ein liberales Miniſterium aus den zarten Uebergängen vom Liberalismus 
zur Fortſchrittspartei gewählt würde, ſo würde es ſehr ſchwer ſein, ſofort 
eine beſtimmte Partei und dem entſprechend ein Preßorgan hinter ſich zu 
haben. Aber es komme noch hinzu, daß die Regierung auch noch die Anz 
ſichten Sr. Majeftát des Königs, der in unſerem Staate noch mitzuſprechen 
habe, vertreten ſolle, und da werde ſich auch nicht leicht ein Organ finden, 
welches ſeine Selbſtſtändigkeit vollſtändig aufgeben würde. Dazu ſei glſo 
eine offiziöſe Preſſe nothwendig. Auch für das Ausland ſei eine oifisióje 
Preſſe nothwendig, da man nicht erwarten könne, daß die Partei⸗Organe die 
desfallſigen Expectorationen aufnehmen würden. In anderen Ländern unter 
füge man nicht nur die inländiſche Preſſe, ſondern ſuche fic auch Blatter 
im Auslande gewiſſermaßen geneigt zu machen. (Geiterteit) Unſere Regie⸗ 
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